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Zusammenstellung 

des 

Entwurfs eines Gesetzes 

zur Förderung der landwirtschaftlichen Siedlung 
- Nr. 4022 der Drucksachen - 

mit den Besdilüssen des Ausschusses für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 

(19. Aussdiuß) 


Entwurf 

Entwurf eines Gesetzes zur Förderung der 
landwirtschaftlichen Siedlung 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen; 

§ 1 

(1) Die Bundesregierung wird ermächtigt, 
zur Förderung der landwirtschaftlichen Sied- 
lung und zwar der Neusiedlung wie der An- 
liegersiedlung, insbesondere in Verbindung 
mit Bodenverbesserungs- und Landgewin- 
nungsarbeiten 

a) Bürgschaften für Darlehen zu übernehmen, 

b) sich zu verpflichten, Ländern, die solche 
Bürgschaften übernehmen, etwaige Aus- 
fälle zu erstatten. 

(2) Die Verpflichtungen nach Absatz 1 dür- 
fen zwanzig Millionen Deutsche Mark jähr- 
lich, insgesamt einhundert Millionen Deutsche 
Mark nicht übersteigen. 


§2 

Der Bund stellt für die landwirtschaftliche 
Siedlung außer dem nach § 45 Abs. 1 Nr. 1 
des Gesetzes über die Angelegenheiten der 
Vertriebenen und Flüchtlinge (Bundes vertrie- 
benengesetz) vom (Bundes- 

gesetzbl. IS ) vorgesehenen Be- 

trag jährlich 50 vom Hundert dieses Betrages 
zur Verfügung. 


Beschlüsse des 19. Ausschusses 

Entwurf eines Gesetzes zur Förderung der 
landwirtschaftlichen Siedlung 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 

§ 1 

(1) unverändert 


a) Bürgschaften und Rückbürgschaften für 
Darlehen zu übernehmen, 

b) sich zu verpflichten, Ländern, die solche 
Bürgschaften übernehmen, etwaige Aus- 
fälle anteilig zu erstatten. 

(2) Die Verpflichtungen nach Absatz 1 
dürfen zwanzig Millionen Deutsche Mark 
jährlich, insgesamt einhundert Millionen 
Deutsche Mark nicht übersteigen, soweit 
dieser Betrag haushaltsmäßig gedeckt werden 
kann. 

§ 2 

unverändert 





Entwurf 
§ 3 

Die auf Grund der §§ 1 und 2 für die land- 
wirtsdiaftlidie Siedlung zur Verfügung ste- 
henden Mittel sind zusätzlich zu den von 
den Ländern bereitzustellenden Mitteln für die 
Anliegersiedlung und für die Ansiedlung von 
Siedlungsbewerbern zu verwenden, die nicht 
nach den Vorschriften des Zweiten Titels des 
Bundesvertriebenengesetzes in die Landwirt- 
schaft eingegliedert werden, insbesondere für 
die Ansiedlung von nachgeborenen Bauern- 
söhnen, Landarbeitern sowie von Pächtern 
aufgesiedelter Betriebe. 

§ 4 

(1) Die Mittel, die auf Grund des § 2 für 
die landwirtschaftliche Siedlung zur Verfü- 
gung gestellt werden, fließen dem Zweckver- 
mögen bei der Deutschen Siedlungsbank zu. 
Sie sind insbesondere für zinsverbilligte oder 
zinslose Darlehen zu verwenden, ferner um 
die Kosten der Geldbeschaffung zu decken, 
Zinsen auf genommener Darlehen (§ 1) zu 
verbilligen, Beihilfen für Bodenverbesserungs- 
und Landgewinnungsarbeiten zu gewähren 
und sonstige, der landwirtschaftlichen Sied- 
lung dienende Zwecke zu fördern. 

(2) Der Bundesminister für Ernährung, 
Lanclwirtschaft und Forsten erläßt im Einver- 
nehmen mit dem Bundesminister der Finanzen 
Richtlinien über die Bürgschaftsübernahme 
(§ 1) sowie über die Verwendung der Mittel 
(§ 2 ). 


§5 

§ 4 des Gesetzes über die Deutsche Landes- 
rentenbank vom 7. Dezember 1939 (Reichs- 
gesetzbl. I S. 2405) erhalt folgende Fassung: 

4 4 

(1) Der Bund gewährleistet die Erfül- 
lung der Verbindlichkeiten, die der Deut- 
schen Landesrentenbank aus der Ausgabe 
von Inhaberschuldverschreibungen er- 
wachsen, bis zum Betrage von fünfhun- 
dert Millionen Deutsche Mark. 


Beschlüsse des 19. Ausschusses 

§ 3 

unverändert 


§ 4 

(1) unverändert 


(2) Der Bundesminister für Ernährung, 
Lanclwirtschaft und Forsten erläßt im Ein- 
vernehmen mit dem Bundesminister der 
Finanzen Richtlinien über die Bürgschafts- 
übernahme (§ 1) sowie über die Verwendung 
und die Weiterleitung der Mittel (§§ 2, 3, 4 
Abs. 1). 

(3) Das Zweckvermögen bei der Deutschen 
Siedlungsbank unterliegt der Prüfung durch 
den Präsidenten des Bundesrechnungshofes. 

§ 5 

unverändert 
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Entwurf 


Beschlüsse des 19. Ausschusses 


(2) Für die Ansprüche der Inhaber 
der Schuldverschreibungen gegenüber dem 
Bund ist der ordentliche Rechtsweg zu- 
lässig.“ 


§ 6 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Ver- 
kündung in Kraft. 


S 5a 

Geltung in Berlin 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 
Abs. 1 des Gesetzes über die Stellung des 
Landes Berlin im Finanzsystem des Bundes 
(Drittes Überleitungsgesetz) vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land 
Berlin. Rechtsverordnungen, die auf Grund 
der in diesem Gesetz enthaltenen Ermächti- 
gung erlassen werden, gelten im Land Berlin 
nadi § 14 des Dritten Überleitungsgesetzes. 

§ 6 

unverändert 
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